Zu Artikel 4: 

Der DGB begrüßt, dass Hamburg mit dem vorliegenden Entwurf beabsichtigt, in dieser besonderen Situation eine Ausnahmeregelung für die sich in der Prüfungsphase befin-denden Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst zu treffen. Die Regelung des § 3 wird aus-drücklich begrüßt, die §§ 4 und 6 werden als schlüssig, vertretbar und folgerichtig be-wertet. 

Der DGB regt an, mit dem Ziel der Gewährleistung einer bundesweiten Anerkennung der Zweiten Staatsprüfung der hamburgischen Laufbahnbewerberinnen und Laufbahn-bewerber für ein Lehramt innerhalb der Kultusministerkonferenz ein bundesweit ein-heitliches Vorgehen im Hinblick auf Corona bedingte Modifikationen des Prüfprozede-res abzustimmen. 

Stellungnahme: 

Die Behörde für Schule und Berufsbildung teilt die Auffassung des DGB, wonach ein bundesweit abgestimmtes Vorgehen im Interesse der Gleichwertigkeit der Zweiten Staatsprüfung und zur Vermeidung von Anerkennungsschwierigkeiten zwischen den Bundesländern notwendig ist. Die gewünschte Abstimmung hat bereits stattgefunden. Die Amtschefinnen und Amtschefs der KMK haben am 02.04.2020 beschlossen, dass Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter im Vorbereitungsdienst, die im Jahr 2020 ihre (Zweite) Staatsprüfung ablegen, keine Nachteile aufgrund von Maßnahmen des Infektionsschutzes im Zusammenhang mit der Ausbreitung des Coronavirus haben sollen. Sollten im weiteren Verlauf des Schuljahres 2019/20 unterrichtspraktische Prü-fungen im Rahmen von Staatsprüfungen in schulischen Lerngruppen nicht oder nicht im geforderten Mindestumfang möglich sein, stünden andere Prüfungsformate bzw. Prüfungsersatzleistungen der gegenseitigen Anerkennung der Abschlüsse unter den Ländern gemäß der „Regelungen und Verfahren zur Erhöhung der Mobilität und Quali-tät von Lehrkräften …“ (Beschluss der KMK vom 07.03.2013 i. d. g. F.) nicht entgegen. Darüber hinaus wurde den Ländern die Möglichkeit eingeräumt, für das Ergebnis der (Zweiten) Staatsprüfung Vorleistungen aus dem Vorbereitungsdienst stärker als bisher zu berücksichtigen. 

Aus Sicht des DGB muss gewährleistet sein, dass Prüflingen, für die im Rahmen einer vorangegangenen Prüfung Wiederholungsprüfungen angeordnet wurden, ebenfalls aus den aktuellen Umständen heraus kein Nachteil entsteht. 

Stellungnahme: 

Nach § 18 Abs. 6 VVZS erhalten die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst bei Nichtbeste-hen der Zweiten Staatsprüfung einen Bescheid, aus welchem sich ergibt, welche Prü-fungsbestandteile zu wiederholen sind. Diese Bescheide lagen denjenigen Laufbahn-bewerberinnen und Laufbahnbewerbern für ein Lehramt, die sich aktuell im Wiederho-lungsversuch befinden, bereits vor Inkrafttreten der Hamburgischen SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung vor. Danach müssen die den Wiederholerinnen und Wieder-holern im entsprechenden Bescheid des Lehrerprüfungsamtes mitgeteilten Prüfungs-bestandteile in der Form wiederholt werden, wie sie im Erstversuch abgelegt wurden; die Durchführung einer unterrichtsbezogenen Ersatzleistung gemäß des vorliegenden Entwurfs kommt insoweit nicht in Betracht. 4 

Der DGB gibt zu bedenken, dass unter dem Gesichtspunkt einer Gleichwertigkeit und einer Gleichbehandlung mit vor- und nachgehenden Ausbildungsjahrgängen eine Ver-kürzung der mündlichen Prüfung aus Kapazitätsgründen jedenfalls dann nicht notwen-dig ist, sollte der reguläre Schulbetrieb am 20.04. nicht wieder beginnen. 

Stellungnahme: 

Die besonderen organisatorischen Anforderungen, die der derzeitige Schulunterricht (Fernunterricht, Schichtunterricht) mit sich bringt, bedingen ein hohes Maß an zeitlicher Gebundenheit der an Schulen tätigen Prüfer. Unter diesen Bedingungen ist es kaum möglich, vier- bzw. fünfköpfige Prüfungskommissionen inklusive Prüfling zur gleichen Zeit in einem neuen Prüfplan einzuplanen. Fernunterricht bzw. digitales Unterrichten wird auch nach der Zeit der kleinschrittigen Schulöffnungen essentiell für die Versor-gung der Schülerinnen und Schüler und damit Hauptbetätigungsfeld der Lehrkräfte sein, sodass auch eine nur schrittweise und möglicherweise partielle Wiederaufnahme des Präsenzunterricht voraussichtlich nicht dazu führen wird, dass personelle Res-sourcen in dem Umfang frei werden, wie sie zur Durchführung der ausstehenden unter-richtspraktischen Prüfungen benötigt werden. 

Der DGB bittet um eine Prüfung, ob die Durchführung der bisherigen unterrichtsprakti-schen Prüfungen bereits durch die Sondersituation beeinträchtigt war und regt für die-sen Fall an, das Bewertungsschema analog der Prüflinge nach § 3 der Verordnung anzuwenden. 

Stellungnahme: 

In den Fällen, in denen Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber bereits zwei unterrichtspraktische Prüfungen abgelegt haben, haben diese bis zum 28.02.20 und damit bereits vor Inkrafttreten der Hamburgischen SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung stattgefunden, sodass eine Corona bedingte Beeinträchti-gung ausgeschlossen werden kann.
